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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1918 5 | Nr. 39. 


| Suhalt: Bekanntmachung, betreffend Beſchlagnahme des Vermögens des Preußiſchen Königshauſes, S. 193. 
— Verordnung, betreffend Aufhebung des § 13 b des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904, S. 194. 


r. 11713.) Bekanntmachung, betreffend Beſchlagnahme des Vermögens des Preußiſchen 
Köuigshauſes. Vom 30. November 1918. 


0 . 

Die Bekanntmachung der Preußiſchen Regierung vom 13. November 1918, 
betreffend Beſchlagnahme des preußiſchen Kronfideikommißvermögens, wird mit 
Rückſicht darauf, daß die Zugehörigkeit der einzelnen Vermögensgegenſtände zum 
Kronfideikommißvermögen und zum Sondervermögen des Preußiſchen Königshauſes 
zweifelhaft erſcheint, dahin ergänzt, daß auch ſämtliche Gegenſtände, die zum 
Sondervermögen — ſowohl zum Privateigentum wie zum Fideikommißbeſitz — 
des vormaligen Königs von Preußen, des Königlichen Hauſes und feiner Mit⸗ 
glieder gehören und in Preußen befindlich ſind, vorläufig mit Beſchlag belegt 
werden. 

Die Verwaltung wird dem Preußifchen Finanzminiſterium übertragen. 


982. 

In Ausübung der Eigentums- und Verfügungsrechte an dem Geſamt⸗ 
vermögen des vormaligen Preußiſchen Königshauſes, ſowohl des Kronfideikommiß⸗ 
vermögens wie des im $ 1 bezeichneten Sondervermögens, wird der vormalige 
König, das vormalige Königliche Haus und feine Mitglieder einſtweilen durch 
das Finanzminiſterium oder die von ihm beauftragte Behörde mit voller 
rechtlicher Wirkung vertreten. 

Aus den in Beſchlag genommenen Gegenſtänden und deren Erträgen ſind, 
mit Ausſchließung der Rechnungslegung an den vormaligen König, das vor⸗ 
malige Königliche Haus und ſeine Mitglieder, die Koſten der Beſchlagnahme und 
der Verwaltung einſchließlich der Gehälter, Ruhegehälter und Hinterbliebenen⸗ 
verforgung der Beamten und Angeſtellten zu beſtreiten. Das Finanzminiſterium 
iſt ermächtigt, aus den Erträgen für den Unterhalt des vormaligen Königs und 
der Mitglieder des vormaligen Königlichen Hauſes angemeſſene Beträge feſt⸗ 
zuſetzen und zu zahlen. 
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Verfügungen des vormaligen Königs, des vormaligen Königlichen Hauſes 
und ſeiner Mitglieder über die der Beſchlagnahme unterliegenden Gegenſtände, 
welche nach der Veröffentlichung der Beſchlagnahme ergangen ſind, ſind ohne 
rechtliche Wirkſamkeit. 

Zahlungen und Leiſtungen, welche der Beſchlagnahme zuwider erfolgen, 
ſind als nicht geſchehen zu erachten. Zuwiderhandlungen unterliegen den all— 
gemeinen Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs. i 

Für den vormaligen König und die Mitglieder des vormaligen Königlichen 
Hauſes kann vom Finanzminiſterium ein Pfleger beſtellt werden. 

Berlin, den 30. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 


Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. Adolph Hoffmann. 
s Roſenfeld. Südekum. Simon. i 


(Nr. 11714.) Verordnung, betreffend Aufhebung des § 13 b des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 
(Geſetzſamml. S. 227). Vom 6. Dezember 1918. 


Die Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 


§1. 

Der $ 135 des Geſetzes, betreffend die Verteilung der öffentlichen Laſten 
bei Grundſtücksteilungen und die Gründung neuer Anſiedlungen in den Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, 
vom 25. Auguſt 1876 Geſetzſamml. S. 405) in der Faſſung des Geſetzes, 
betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſt⸗ 
preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, vom 
10. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 227) wird hiermit aufgehoben. 


N) 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
Berlin, den 6. Dezember 1918. 
Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. Adolph Hoffmann. Roſenfeld. 
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Veltellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806: his S8, zu 


6,8 , und 1884 bis 1912 zu 4,60 /) find an die Poſtauſtalten zu richten. 
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